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Handelt es sich um Wohnungseigentumsanlagen, ging die vorherrschende Meinung bisher davon 
aus, dass die (teilrechtsfähige) Wohnungseigentümergemeinschaft mangels ausdrücklicher Rege­
lung zwar nicht Adressat der gesetzlichen Verpflichtung zum Einbau von Rauchwarnmeldern sein 
kann, ihre Pflichten sich aber daraus ergeben, dass es sich bei Rauchwarnmeldern um gemein­
schaftliches Eigentum handelt. 

Diese Zuordnung der Rauchwarn­
meldeT zum gemeinschaftlichen 
Eigentum trifft jedoch nach inzwi­
schen vertretener Meinung in Recht­
sprechung und Schrifttum nicht zu. 
Deshalb kann daraus im Rahmen der 
der Gemeinschaft obliegenden Ver­
waltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums gemäß § 21 Abs. 1 WEG 
auch keine Verpflichtung zum Ein­
bau und zur Wartung der Rauch­
warnmeldeT durch die teilrechtsfähi­
ge Gemeinschaft als "Adressat" nicht 
hergeleitet werden. 

Andererseits fällt nach ursprünglich 
vertretener Meinung die Umsetzung 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
und somit auch der nach Landes­
recht vorgeschriebenen Pflichten 
wohnungseigentumsrechtlich grund­
sätzlich unter die gemeinschaft-

liehen Verwaltungsaufgaben im 
Sinne des § 21 Abs. 1 WEG und unter­
liegt insoweit der mehrheitlichen 
Beschlussfassung gemäß § 21 Abs. 
3WEG. 

Zuständigkeit der 
Eigentümergemeinschaft 

Dazu zählt auch die erstmalige Her­
stellung eines baulich-technisch ein­
wandfreien Zustandes des gemein­
schaftlichen Eigentums und des­
wegen -jedenfalls nach bisheriger 
Auffassung - auch die Installation 
der Rauchwarnmelder sowie deren 
Instandsetzung und Instandhaltung 
im Sinne der Erhaltung eines techni­
schen einwandfreien und funktions­
fähigen Zustandes und Betriebsbe­
reitschaft durch regelmäßige War­
tung gemäß DIN 14676 Nr. 6. 
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Folgt man allerdings der neuen 
Auffassung , dass Rauchwarnmel­
der nicht dem gemeinschaftlichen 
Eigentum zuzuordnen sind (AG 
Hamburg-Wandsbek, q .2010, 740 C 
55/og, ZMR 2010, 8og), kann eine Ver­
pflichtung der Gemeinschaft zu de­
ren Einbau und Wartung nicht aus 
der Pflicht zur ordnungsmäßigen 
Instandhaltung und Instandsetzung 
des gemeinschaftlichen Eigentums 
gemäß § 21 Abs. 3 und Abs. 5 Nr. 2 

WEG gefolgert werden. 

Die Zuständigkeit der Wohnungs­
eigentümergemeinschaft und damit 
die Beschlusskompetenz zur Wahr­
nehmung der Installations- und 
Wartungspflichten der Rauchwarn­
meldeT ergibt sich jedoch aus der 
Verpflichtung nach § 10 Abs. 6 Satz 3 
2 . Halbsatz WEG (,,Die Wohnungs-



eigentümergemeinschaft übt die 
gemeinschaftsbezogenen Rechte der 
Wohnungseigentümer aus und nimmt 
die gemeinschaftsbezogenen Pflich­
ten wahr, ebenso sonstige Rechte 
und Pflichten der Wohnungseigen­
tümer, soweit diese gemeinschaft­
lich geltend gemacht werden kön­
nen oder zu erfüllen sind. 'J, wonach 
gemeinschaftsbezogene Verpflich­
tungen oder sonstige Pflichten, die 
gemeinschaftlich zu erfüllen sind, 
durch die Wohnungseigentümer­
gemeinschaft auszuüben und wahr­
zunehmen sind (LG Hamburg,2.po10, 
318 s 193110). 

Ihr obliegt deshalb- insoweit bleibt 
es grundsätzlich bei der bisherigen 
Auffassung- auch der Abschluss der 
entsprechenden Verträge zur Instal­
lation und zur Wartung der Rauch­
warnmelder. Für die Beschluss­
fassung reicht die einfache Mehrheit 
der beschlussfähigen Wohnungs­
eigentümerversammlung aus. 

Wahrnehmung der 
Verkehrssicherungspflicht 

Hinzu kommt, dass die Einhaltung 
der Verkehrssicherungspflicht in 
einer Wohnungseigentumsanlage 
die teilrechtsfähige Wohnungseigen­
tümergemeinschaft trifft . Hierbei 
handelt es sich um eine auf das 
gemeinschaftliche Grundstück bezo­
gene gemeinschaftsbezogene Pflicht 
im Sinne von § 10 Abs. 6 Satz 3 1. 
Halbsatz WEG der Wohnungseigen­
tümer in ihrer Gesamtheit. Insoweit 
fällt auch die Installation und War­
tung der Rauchwarnmelder in den 
Bereich der Wahrnehmung der Ver­
kehrssicherungspflicht (LG Harn­
burg, 2.3-2011,318 S 193110). 

Die Wohnungseigentümergemein­
schaft ist darüber hinaus im Rah­
men der ihr von Gesetzes wegen 
übertragenen Pflicht zur ordnungs­
mäßigen Verwaltung auch verpflich­
tet, gemäß § 21 Abs. 5 Nr. 4 WEG für 
den Abschluss einer Feuerversiche­
rung und für die Einhaltung der mit 

dem Versicherungsunternehmen ge­
troffenen vertraglichen Regelungen 
zu sorgen. 

Abschluss einer Feuerversicherung 

Diese Versicherung kann und wird 
nur einheitlich für das Gebäude ab­
gesch lassen, ohne Differenzierung 
nach Sonder- oder Gemeinschafts­
eigentum. Insoweit gehört es auch 
zu den Obliegenheiten der Woh­
nungseigentümergemeinschaft im 
Rahmen ordnungsmäßiger Verwal­
tung als Versicherungsnehmer die 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
über den Brandschutz einzuhalten. 
Deshalb ist ihr nach den Grundsät­
zen ordnungsmäßiger Verwaltung 
der Einbau und die Wartung der 
Rauchwarnmelder durch mehrheit­
liche Beschlussfassung zu übertra­
gen (insoweit auch LG Hamburg, 
2.p011, 318 s 193110.). 

Nachrüstung ist keine 
Modemisierungsmaßnahme 

Folgt man im Übrigen der neuen 
Rechtsauffassung, dass Rauchwarn­
meldeT weder dem Sonder- noch 
dem Gemeinschaftseigentum zu­
zuordnen sind, kann allerdings ent­
gegen der' früheren Meinung in 
Bundesländern, in denen keine ge­
setzliche Verpflichtung zum Einbau 
von Rauchwarnmeldern besteht, 
eine Nachrüstung nicht mehr ge­
mäß § 22 Abs. 2 WEG als Modernisie­
rungsmaßnahme im Sinne von § 559 
Abs. 1 BGB beziehungsweise als Maß­
nahme zur Anpassung des gemein­
schaftlichen Eigentums an den 
Stand der Technik beschlossen wer­
den. Diese Regelung bezieht sich 
ausdrücklich und nur auf Moder­
nisierungsmaßnahmen am und 
im Bereich des gemeinschaftlichen 
Eigentums. 

Ob bei Fehlen entsprechender ge­
setzlicher Verpflichtungen die Woh­
nungseigentümer im Rahmen ord­
nungsmäßiger Verwaltung den 
Einbau von Rauchwarnmeldern ge-

mäß § 21 Abs. 3 WEG mit einfacher 
Mehrheit beschließen können, ist 
strittig. 

Zumindest unter dem Gesichts­
punkt der allgemeinen Verkehrs­
sicherungspflicht, die die teilrechts­
fähige Gemeinschaft trifft, ist dies 
für zulässig zu erachten mit der 
Folge, dass dann auch ein einzelner 
Eigentümer den Anspruch auf Aurüs­
tung der Wohnung mit Rauchwarn­
meldern gegen den Wohnungs­
eigentümergemeinschaft bezie­
hungsweise die widersprechenden 
Wohnungseigentümer geltend ma­
chen könnte. 

Bei den insgesamt zu treffenden 
Regelungen zu"Rauchwarnmeldern" 
geht es um die Einbauverpflichtung 
als solche, um die Sicherstellung der 
Betriebsbereitschaft, um die War­
tungspflicht, die eigentumsrecht­
liche Zuordnung, die Kostentragung 
und um die Rechtsfolgen bei Nicht­
beachtung der bauordnungsrecht­
lichen Vorschriften. 

Einbau- und Nachrüstungs­
verpflichtung 

Die Erfüllung der gesetzlichen Ein­
bau- und Nachrüstungspflicht ist 
auch nach der neuen Rechtspre­
chung durch den rechtsfähigen Ver­
band der Wohnungseigentümerge­
meinschaft gemäß § 10 Abs. 6 S. 3 
WEG als gemeinschaftsbezogene 
Pflicht wahrzunehmen (LG Harn­
burg, 2.3-2011,318 S 193/10). 

Die Einbauverpflichtung gilt inso­
weit grundsätzlich als Maßnahme 
ordnungsmäßiger Verwaltung, über 
die die Wohnungseigentümer ge­
mäß § 21 Abs. 3 WEG mit Stimmen­
mehrheit beschließen (AG Ährens­
burg , 25.9.2008, 37 C 11/08, ZMR 
2009, 78). 

Dabei können die Wohnungseigen­
tümer im Hinblick auf den ihnen im 
Rahmen der Beschlussfassung ein­
geräumten Ermessensspielraum bei 
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gesetzlich auferlegten Verpflichtun­
gen nicht mehr über das "Ob", son­
dern im Rahmen des Auswahlermes­
sens nu.r noch über das "Wie" und 
gegebenenfalls über den Zeitpunkt 
beschließen. Insoweit ist ihr "Ermes­
sen zum Einschreiten ist auf Null 
reduziert" {AG Ahrensburg). Es ist 
ihnen aber frei gestellt, den Einbau 
bereits vor Ablauf der gesetzlich ge­
regelten Übergangsfristen vorzu­
nehmen. 

Sicherstellung der Betriebsbereit­
schaft und Wartungsverpflichtung 

Auch die Sicherstellung der Betriebs­
bereitschaft obliegt ebenso wie die 
vorgeschriebene Wartungspflicht als 
gemeinschaftsbezogene Angelegen­
heit der (teilrechtsfähigen) Woh­
nungseigentümergemeinschaft, ver­
treten durch den Verwalter als ihren 
gesetzlichen Vertreter. 

Der Abschluss eines entsprechen­
den Wartungsvertrages durch die 
Wohnungseigentümergemeinschaft 
kann deshalb im Rahmen ord­
nungsmäßiger Verwaltung gemäß 
§ 21 Abs. 3 WEG ebenfalls mit ein­
facher Mehrheit der Wohnungs­
eigentümer beschlossen werden. 

Eine Übertragung der Wartung 
durch Vereinbarung gemäß§ 10 Abs. 
2 Satz 2 WEG auf die Wohnungs­
eigentümer ist grundsätzlich als zu­
lässig zu erachten. Ob ein Mehrheits­
beschluss ausreichen würde, ist zu 
bezweifeln, jedenfalls dann, wenn 
man, die Einbauverpflichtung als 
gemeinschaftsbezogene Angelegen­
heit im Sinne von § 10 Abs. 6 Satz 3 1. 

Halbsatz WEG betrachtet. Eine Aus­
nahme gilt für den Fall, dass eine in 
der Gemeinschaftsordnung enthal­
tene Öffnungsklausel eine solche 
Möglichkeit ausdrücklich regelt. 

Kontroll- und Überwachungspflicht 

Von einer Übertragung der War­
tung auf die einzelnen Wohnungs­
eigentümer ist jedoch abzuraten, 

vor allem wegen der Haftung der 
teilrechtsfähigen Wohnungseigen­
tümergemeinschaft aufgrund der 
ihr obliegenden Verkehrssicherungs­
pflicht und Pflicht zur ordnungs­
mäßigen Verwaltung gemäß § 21 

Abs. 5 Nr. 3 WEG als Versicherungs­
nehmer gegenüber der Feuerver­
sicherung. 

Die so genannte Kontroll- und Über­
wachungspflicht verbleibt selbst bei 
einer Übertragung der Verpflichtung 
zur Sicherstellung der Betriebs­
bereitschaft und zur Wartung auf 
den jeweiligen Sondereigentümer 
bei der teilrechtsfähigen Wohnungs­
eigentümergemeinschaft. 

Kommt es beispielsweise aufgrund 
unterlassener Wartungsmaßnah­
men zu einem Fehlalarm und folg­
lich zu unnötigen Einsätzen der 
Feuerwehr, haftet die Wohnungs­
eigentümergemeinschaft selbst dann 
für die Kosten des Einsatzes ein­
schließlich eventueller Folgekosten 
(eingeschlagene Wohnungstür), 
wenn die unterlassene oder fehler­
hafte Wartung vom Wohnungs­
eigentümer verschuldet ist und des­
halb zur Auslösung des Fehlalarms 
führte. 

Eigentumsrechtliche Zuordnung 

Da zudem die Einhaltung öffent­
lich-rechtlicher Vorschriften als 
Maßnahme ordnungsgemäßer In­
standhaltung und Instandsetzung 
des gemeinschaftlichen Eigentums 
gemäß § 21 Abs. 5 Nr. 2 WEG gilt 
und als solche der mehrheitlichen 
Beschlussfassung unterliegt und 
auch von jedem einzelnen Woh­
nungseigentümer verlangt werden 
kann, fällt auch der Einbau von 
Rauchwarnmeldern bei Zuordnung 
zum gemeinschaftlichen Eigentum 
unter die mit Mehrheit zu beschlie­
ßenden Maßnahmen ordnungs­
mäßiger Verwaltung , und zwar 
sogar unabhängig vom Bestehen 
einer öffentlich-rechtlichen Ver­
pflichtung. 
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Der zunächst herrschenden Mei­
nung, wonach Rauchwarnmeldern 
zur Verhinderung von Brandschäden 
gemäß § 5 Abs. 2 WEG dem Bestand 
oder der Sicherheit des Gebäudes 
und damit der in ihm lebenden Be­
wohner und nicht nur dem Schutz 
und der Sicherheit der jeweiligen 
Bewohner der einzelnen Wohnun­
gen dienen und deshalb trotz ihrer 
Anbringung innerhalb des Sonder­
eigentums - ebenso wie Thermos­
tatventile - dem Gemeinschafts­
eigentum zuzuordnen sind. 

Unterschied zwischen zentralen 
Brandmeldeanlagen ... 

Nach Auffassung des LG Hamburg­
Wandsbek stehen zwar Brandmelde­
an lagen, bei denen zentral ein Alarm 
ausgelöst wird, zwingend im ge­
meinschaftlichen Eigentum, nicht 
jedoch Rauchwarnmelder, die nicht 
perFunk vernetzt sind. Letztere seien 
nicht für den Bestand des Gebäudes 
oder dessen Sicherheit erforderlich. 

... und raumbezogenen Rauch­
wammeldem 

Wenn sich die Funktion der Rauch­
warnmeldeT darauf beschränke, bei 
der Entstehung von Rauch einen 
Warnton (nur) innerhalb der be­
troffenen Räume auszulösen, die­
nen sie nach dieser Auffassung 
nicht dem Schutz anderer Eigen­
tümer oder dem Bestand des Ge­
bäudes. Ihr eigentlicher Zweck liegt 
nach Auffassung des AG Hamburg­
Wandsbek darin, anwesende Perso­
nen zur Flucht zu bewegen. Die 
Möglichkeit, dass ein auf diese 
Weise gewarnter Bewohner im 
Brandfalle Weiteres veranlassen 
werde, sei lediglich ein Reflex, da 
das Gerät dies nicht sicherstellen 
könne. 

"Einfache" Brandmelder dienten 
deshalb nicht dem gemeinschaft­
lichen Gebrauch und seien weder 
geeignet noch dazu bestimmt, der 
Gesamtheit der Wohnungseigen-



tümer einen sicheren Gebrauch der 
Wohnungen und der Wohnanlage 
zu gewährleisten . Die Hamburger 
Bauor.dnung regele Anforderungen 
an Wohnungen, nicht an Gebäude. 
Ordnungspflichtig sei der Eigentümer 
der Wohnungen, nicht die Woh­
nungseigentümergemeinschaft. Des­
halb seien Rauchwarnmelder den 
zum Sondereigentum zugehörigen 
Gebäudebestandteilen zuzuordnen 
und nicht dem gemeinschaftlichen 
Eigentum. 

Diese gegen die bisher herrschende 
Meinung vertretene Auffassung des 
AG Hamburg-Wandsbek wurde auch 
schon in der Kommentierung ver­
treten, wonach Rauchwarnmelder 
wegen ihrer Anbringung im Bereich 
des Sondereigentums und ihrer pri­
mären Funktion, Menschenleben zu 
retten, nicht als für die Sicherheit des 
Gebäudes erforderlich anzusehen 
sind und auch nicht dem gemein­
schaftlichen Gebrauch dienen. 

Sie seien deshalb dem Sondereigen­
tum zuzuordnen mit der Folge, dass 
sie einem Eingriff durch mehrheitli­
che Beschlussfassung entzogen sind. 
Dabei wird allerdings übersehen, 
dass "Flammen und Rauch nicht vor 
der Wohnungstür und fremdem 
Sondereigentum halt machen". 

Flammen machen nicht vor der 
Wohnungstür halt 

Nach "typisierender Betrachtung" 
ist vielmehr davon auszugehen, 
dass jeder Rauchentwicklung ein 
Brand zugrunde liegt, der sich flä­
chenmäßig ausdehnt und nicht auf 
den eigentlichen Brandherd be­
schränkt bleibt und Rauchwarn­
meldeT deshalb grundsätzlich nicht 
nur dem jeweiligen Sondereigen­
tümer, sondern der Sicherheit aller 
Wohnungseigentümern und dem 
Schutz des gemeinschaftlichen 
Eigentums dienen . 

Soweit im Übrigen die Auffassung 
vertreten wird, dass nach sachen-

rechtlichen Grundsätzen Rauch­
warnmeldeT grundsätzlich weder 
dem Sondereigentum noch dem 
Gemeinschaftseigentum zuzuord­
nen sind, bleibt allerdings abzuwar­
ten, ob sich diese Auffassung durch­
setzen wird. 

Das LG Harnburg als Berufungs­
instanz hat jedoch, dieser Ansicht 
folgend, entgegen der Auffassung 
des AG Hamburg-Wandsbek ent­
schieden, dass es sich bei den Rauch­
warnmeldern nicht um Sonder­
eigentum handelt, weil sie nicht zu 
den wesentlichen Bestandteilen des 
Gebäudes zählten und somit auch 
nicht sondereigentumsfähig seien. 
Bei Rauchwarnmeldern handele es 
sich um Zubehör im Sinne des § 97 
BGB ("Zubehör sind bewegliche 
Sachen, die, ohne Bestandteile der 
Hauptsache zu sein, dem wirtschaft­
lichen Zweck der Hauptsache zu die­
nen bestimmt sind und zu ihr in 
einer dieser Bestimmung entspre­
chen den räumlichen Verhältnis ste­
hen."), also nicht um Bestandteile, 
ohne die das Gebäude nach der Ver­
kehrsanschauung als noch nicht fer­
tig gestellt anzusehen sei. Sie wür­
den üblicherweise dem Gebäude 
nicht angepasst und bildeten auch 
keine bauliche Einheit, da sie zer­
störungsfrei und ohne weiteres de­
montiert werden könnten . Daher 
könne die Frage der Beschlusskom­
petenz der Eigentümerversamm­
lung für den Einbau und den Be­
trieb von Rauchwarnmeldern im 
Sondereigentum nicht über die 
sachenrechtliche Zuordnung gelöst 
werden . 

Rauchwarnmelder sind Zubehör 

Rauchwarnmelder seien als Zubehör 
jedoch sonderrechtsfähig und müß­
ten deshalb nicht im Eigentum der 
Sondereigentümer stehen, sondern 
könnten auch Eigentum des Verban­
des sein und sind in diesem Fall 
Bestandteil des Verwaltungsvermö­
gens gemäß§ 10 Abs. 7 WEG. Deshalb 
dürfe die öffentlich-rechtliche Pflicht 

der Wohnungseigentümer, die 
Wohnungen mit Rauchwarnmel­
dern auszustatten, auch durch die 
Wohnungseigentümer in ihrer Ge­
samtheit, also durch die teilrechts­
fähige Wohnungseigentümerge­
meinschaft erfüllt werden . 

Ein Beschluss über den Einbau und 
den Betrieb von Rauchwarnmeldern 
stellt nach der Entscheidung des LG 
Harnburg deshalb keinen unzulässi­
gen Eingriff in das Sondereigentum 
dar, da es im Wohnungseigentums­
recht nicht ungewöhnlich sei, dass 
sich Gemeinschaftseigentum, wie 
beispielsweise auch Kaltwasser­
zähler oder Thermostatventile, im 
Bereich des Sondereigentums eines 
Wohnungseigentümers befindet. 
Dies gilt entsprechend auch für 
"Zubehör" und damit auch für 
Rauchwarnmelder. 

Kostentragung und 
Kostenverteilung 

Die Kosten für die Anbringung der 
Rauchwarnmelder sind Kosten der 
sonstigen Verwaltung i.S. von § 16 

Abs. 2 WEG, verursacht durch Maß­
nahmen, zu deren Durchführung 
die Wohnungseigentümer aufgrund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
als gemeinschaftsbezogene Ange­
legenheit im Sinne von § 10 Abs. 6 
Satz 3 WEG verpflichtet ist . Sie sind 
folglich von allen Wohnungseigen­
tümern gemäß § 16 Abs. 2 WEG im 
Verhältnis der Miteigentumsan­
teile zu tragen (AG Ahrensburg). 

Eine abweichende Kostenvertei­
lung- beispielsweise nach der Zahl 
der in den einzelnen Wohnungen 
installierten Rauchwarnmelder -
kann jedoch gemäß § 21 Abs. 7 WEG 
als besonderer Verwaltungsauf­
wand mit einfacher Mehrheit be­
schlossen werden (vgl. AG Rends­
burg, 30.10.2008, 18 C 545/08, ZMR 
2009,239 ). 

Die laufenden Wartungskosten zähl­
ten nach bisheriger Meinung gemäß 
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§ 2 Nr. 17 BetrKV zu den sonstigen Be­
triebskosten, deren Verteilung ge­
mäß § 16 Abs. 2 WEG nach Miteigen­
tumsanteilen erfolgt, sofern nicht 
eine abweichende Kostenverteilung 
gemäß § 16 Abs. 3 WEG, beispiels­
weise nach der Zahl der pro Woh­
nung angebrachten Rauchwarnmel­
der, mit einfacher Mehrheit be­
schlossen wird (zur Zuordnung und 
Verteilung der Einbau- und Betriebs­
kosten zu den Betriebskosten im 
Sinne von § 16 Abs. 3 WEG vgl. AG 
Ahrensburg, zur Zuordnung zu den 
"sonstigen Betriebskosten vgl. auch 
AG Lübeck, Urteil vom 5.11.2007, 21 C 
1668/07, ZMR 2008, 302; ebenso AG 
Köln, Urteil vom 8.12.1995, 205 C 

195195). 

Auch bei einer Zuordnung der 
Rauchwarnmelder zum im Sonder­
eigentum befindlichen "Zubehör" 
nach neuer Rechtsauffassung ist 
von dieser Kostenverteilung auszu­
gehen. 

Ob ein entsprechender Mehrheits­
beschluss sowohl hinsichtlich der 
Kostenverteilung für den Einbau wie 
auch hinsichtlich der Wartung der 
Rauchwarnmelder ordnungsmäßi­
ger Verwaltung entspricht, wird im 
Einzelfall allerdings davon abhängig 
sein, ob die Interessen der Eigen­
tümer ausreichend berücksichtigt 
sind, die ihre Wohnungen bereits mit 
Rauchwarnmeldern ausgestattet 
haben. 

Rechtsfolgen und Haftung 
bei Nichtbeachtung der 
Einbauverpflichtung 

Die Einbauverpflichtung unterliegt 
keiner behördlichen Kontrolle. Zwar 
obliegt den Bauaufsichtsbehören 
eine allgemeine Überwachungs­
pflicht und sie können in diesem 
Rahmen auch die erforderlichen 
Maßnahmen treffen, also die An­
bringung der Rauchwarnmelder 
verlangen (§§ 58 Abs. 1, 76 Abs. 3 
HBauO). Die Nichtbeachtung der 
Anbringungspflicht gilt jedoch 

mangels fehlender ~egelung nicht 
als bußgeldbewehrte Ordnungs­
widrigkeit . 

Demgegenüber handelt es sich um 
eine bußgeldbewehrte Ordnungs­
widrigkeit, wenn seit dem 1. Au­
gust 2008 Rauchwarnmelder ange­
bracht werden, die nicht das nach 
der DIN EN 14604 vorgeschriebene 
CE-Zeichen tragen (§ 8o Abs. 1 Nr. 2 
HBauO). 

Im Übrigen drohen den Gebäude­
eigentümern und damit auch den 
Wohnungseigentümern beziehungs­
weise der Wohnungseigentümer­
gemeinschaft im Brandfalle weitrei­
chende zivil- und strafrechtliche 
Konsequenzen. 

So haftet der Gebäudeeigentümer 
unter anderem wegen Verletzung 
der Verkehrssicherungspflicht, ge­
gebenenfalls auch aus seiner Ver­
pflichtung als Gebäudeunterhal­
tungspflichtiger nach §§ 836, 838 
BGB (zurVerkehrssicherungspflicht 
im Zusammenhang mit der Zu­
rechnung der Wartungskosten zu 
den Betriebskosten vgl. auch AG 
Lübeck, 5.11.2007, 21 C 1668/07, ZMR 
2008, 302). 

Versicherungsrechtliche 
Konsequenzen 

Ebenso gravierend sind die versiche­
rungsrechtlichen Konsequenzen. So 
werden Brandschäden zwar in der 
Regel durch die Wohngebäudever­
sicherung des Gebäudeeigentümers 
erstattet, jedoch unter dem Vor­
behalt der Einschränkungen nach 
den Allgemeinen Versicherungs­
bedingungen. 

So obliegt nach den Allgemeinen 
Bedingungen für die Feuerversi­
cherung (Allgemeine Versicherungs­
bedingungen für die Feuerversiche­
rung (AFB 2008, Version 1. Januar 
2008, GDV 0100) dem Versicherungs­
nehmer vor Eintritt des Versiche­
rungsfalles gemäß AFB 2008, Ab-
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schnitt Teil B § 8 Ziff. 1 Buchstabe a): 
e die Einhaltung aller gesetzlichen, 
behördlichen sowie vertraglich ver­
einbarten Sicherheitsvorschriften 
und 
e die Einhaltung aller sonstigen ver­
traglich vereinbarten Pflichten . 

Zu den Sicherheitsvorschriften in 
diesem Sinne zählen auch die lan­
desrechtlich geregelten, gesetz­
lichen Vorschriften zur Verpflich­
tung zum Ein bau von Rauchwarn­
meldern. 

Hat die (teilrechtsfähige) Woh­
nungseigentümergemeinschaft als 
Versicherungsnehmer vorsätzlich 
oder grob fahrlässig ihre Obliegen­
heiten verletzt, die sie vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber 
dem Versicherer zu erfüllen hat, so 
kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der 
Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
den Vertrag fristlos kündigen (AFB 
2oo8, Abschnitt Teil B § 8 Ziff. 1 
Buchstabe b). 

Das Kündigungsrecht der Versiche­
rung ist ausgeschlossen, wenn die 
Wohnungseigentümergemeinschaft, 
vertreten durch ihren Verwalter, 
beweist, dass sie ihre Obliegenhei­
ten weder vorsätzlich noch grob fahr­
lässig verletzt hat (AFB, Abschnitt B 
§ Ziff. 1 Buchstabe b). 

Hat eine Wohnungseigentümerge­
meinschaft trotz landeshaurecht­
licher Verpflichtung keine Rauch­
warnmeldeT installiert oder sie nicht 
nachweislich vorschriftsmäßig 9e­
wartet, liegt hierin eine vorsätzliche 
oder zuminde~t grob fahrlässige 
Pflich! verletzung, die die Versiche­
rung von der Verpflichtung zur Leis­
tung befreit beziehungsweise. zur 
Leistungskürzung berechtigt. 

Die Beweislast, dass keine vorsätz­
liche oder grobe Fahrlässigkeit vor­
liegt, liegt bei der Wohnungseigen­
tümergemeinschaft als Versiche­
rungsnehmer. 


